
 

1. Januar 2022 

Artikel 9.01 
Verbot der Einbringung und Einleitung 
Geändert durch Beschluss CDNI 2021-I-6 

 
(1) Es ist verboten, von Fahrzeugen aus Hausmüll, Slops, Klärschlamm und übrigen 

Sonderabfall in die Wasserstraße einzubringen oder einzuleiten. 
 
(2) Sind die in Absatz 1 genannten Abfälle freigeworden oder drohen sie freizuwerden, 

muss der Schiffsführer unverzüglich die nächste zuständige Behörde darüber 
unterrichten. Dabei hat er den Ort des Vorfalls sowie Menge und Art des Stoffes so 
genau wie möglich anzugeben. 

 
(3) Die Einleitung von häuslichem Abwasser ist für Fahrgastschiffe mit mehr als 12 

Fahrgästen und für Kabinenschiffe mit mehr als 12 Schlafplätzen verboten. Dieses 
Verbot gilt ab dem 1.1.2025 für Kabinenschiffe mit weniger als 50 Schlafplätzen und 
Fahrgastschiffe, die weniger als 50 Fahrgäste befördern dürfen. 
 

(4) Dieses Verbot gilt nicht für Fahrgastschiffe, die 
- nicht den technischen Vorschriften über die Ausrüstungspflicht mit Sammeltanks 

für häusliche Abwässer oder Bordkläranlagen unterliegen oder 
- für diese Vorschrift über eine Einzelausnahmegenehmigung verfügen, 
in Übereinstimmung mit den geltenden Bestimmungen der Rheinschiffs-
untersuchungsordnung oder der Richtlinie (EU) 2016/16291. 

 
(5) Das Verbot nach Absatz 3 gilt nicht für Seeschiffe in Seehäfen an 

Seeschifffahrtsstraßen, die den Bestimmungen des Internationalen Übereinkommens 
zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe (Marpol) unterliegen. 
 

 
1 Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 zur Festlegung technischer 
Vorschriften für Binnenschiffe, zur Änderung der Richtlinie 2009/100/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/87/EG. 


